
   

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stellungnahme der Alexander von Humboldt-Stiftung vom 4.12.2018 zum Entwurf eines 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes und der Fünften Verordnung zur Änderung der 

Beschäftigungsverordnung 
 
 
 
 
 

Die Alexander von Humboldt-Stiftung begrüßt die klare Strukturierung des neuen Aufenthalts-
gesetzes und die Einbindung des bisherigen § 20 in § 18, der insbesondere für den von der 
Alexander von Humboldt-Stiftung geförderten Personenkreis relevant ist, jedoch als Folge den 
Abschluss einer Vereinbarung zwischen Geförderten und Gastuniversität erforderlich macht und 
damit zusätzlichen Verwaltungsaufwand generiert.  
  
Die aus verfahrensökonomischen Gründen verstärkte Erteilung eines nationalen Visums bis zu 
einem Jahr ermöglicht es einem Teil der von der Alexander von Humboldt-Stiftung Geförderten, 
ohne weitere Beteiligung der Ausländerbehörde in Deutschland ihren Forschungsaufenthalt
durchzuführen und kürzt das bisherige Verfahren erheblich ab. Auch der erleichterte Zugang zur 
Niederlassungserlaubnis für Absolventen ausländischer Hochschulen sowie für Forscherinnen
und Forscher fördert die langfristige Integration der ausländischen akademischen Fachkräfte. 

 

 

 
 


